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Magdeburg. Mit einem guten Er-
gebnis endete ein Gespräch, das
Mitglieder des Geschäftsführenden
GdP-Landesvorstandes am 10. Juli
2008 mit Ministerpräsident Wolf-
gang Böhmer führten.

Wolfgang Böhmer hatte dabei deut-
lich gemacht, dass es sich bei dem von Fi-
nanzminister Jens Bullerjahn (SPD) vor
wenigen Tagen vorgelegten Konzept um
ein „Diskussionspapier“ handele, das so
nicht beschlossen werde. In diesem Kon-
zept, das von Finanzminister „Mittelfris -
tige Finanzplanung (Mipla)“ genannt
wird, sind auch die Personalabbauzahlen
für den öffentlichen Dienst des Landes
enthalten. Das Konzept sieht vor, die
Stellenzahl im öffentlichen Dienst von
heute 61 000 bis 2025 auf rund 40 000 zu
senken. Bei der Polizei, bei der heute
7000 bis 8000 Beamte im Vollzugsdienst
arbeiten, sollen es 2020 nur noch 5300
sein, 200 weniger als bisher geplant.

Karsten Schmidt stellte klar, dass die
GdP ein solches Konzept strikt ablehnt:

„Sollten die Pläne so umgesetzt werden,
kann die Polizei in Sachsen-Anhalt die
innere Sicherheit und Ordnung nicht
mehr gewährleisten. Man kann bei der
Polizei nicht endlos sparen, eine Zielzahl
von 6000 ist keine Diskussionsgrundla-
ge.“ Allerdings wolle sich auch die GdP
einer sachlichen Diskussion über Perso-
nalkonzepte nicht verschließen.

Auch Böhmer signalisierte über seine
Sprecherin Gesprächsbereitschaft und
bezeichnete das Bullerjahn-Papier als ei-
ne Art Rahmenplanung, die es nun durch
weitere Berechnungen und Länderver-
gleiche zu untersetzen gelte. Zwar soll
nun die „Mipla“ am 26. August im Lan-
deskabinett beschlossen werden, aber
ohne das Personalentwicklungskonzept
für die Polizei. Darüber wollen die GdP
und Ministerpräsident Böhmer gemein-
sam mit dem Innen- und dem Finanzmi-
nister im September verhandeln.

Im Laufe des Gespräches wurde auch
die Vereinbarung „Verhandeln statt Ver-
ordnen“ und die Weiterführung des Ta-
rifvertrages zur sozialen Absicherung
(TV 2007) angesprochen. 

Erfolgreiche Gespräche
in der Staatskanzlei

LANDESJOURNAL
SACHSEN-ANHALT

PERSONALENTWICKLUNGSKONZEPT

GdP-Landesvorsitzender Karsten Schmidt und Ministerpräsident Wolfgang Böhmer stellten
sich nach dem Gespräch im Foyer der Staatskanzlei den Fragen der Journalisten.

SCHLAGLICHTER*
Donnerstag, 10. Juli 2008
Kritik an Personalabbau – Gespräch

mit dem Ministerpräsidenten
Nach der Veröffentlichung der Mittel-

fristigen Finanzplanung (Mipla) und des
Personalentwicklungskonzeptes (PEK)
durch den Finanzminister hatte die GdP
einen Gesprächstermin mit dem Minis -
terpräsidenten vereinbart. Das Gespräch
mit dem Ministerpräsidenten fand am
10. 7. 2008 in Magdeburg statt.

Sonntag, 6. Juli 2008
Gewaltbereitschaft steigt – Kritik an

Personalabbau – 26 Polizisten im Land
bei EM-Finale verletzt

Unter dieser Überschrift berichtet die
„Mitteldeutsche Zeitung“ am 5. 7. 2008
über die verschiedenen Ansichten zum
Personalabbau in der Polizei. In der kom-
menden Woche wird die Landesregie-
rung ein neues Personalkonzept aus dem
Finanzministerium beraten. Dabei geht
es auch um die Personalstärke der Polizei.

Freitag, 4. Juli 2008
Partner für den öffentlichen Dienst! –

Ergänzung zu den Leistungen der GdP –
mit Allrecht .....Recht behalten 

Das Rechtsschutz-Spezialprogramm
zu günstigen Konditionen für GdP-Mit-
glieder:

Magdeburg. Jeder will zu seinem
Recht kommen, im Privatleben, im Beruf
und als Verkehrsteilnehmer. Recht ha-
ben und Recht behalten ist aber bekannt-
lich zweierlei. Das beweisen die unzähli-
gen Prozesse, in denen die Gerichte erst
über „das gute Recht“ des Einzelnen ent-
scheiden müssen.

Freitag, 4. Juli 2008
Einstellungskorridor und Distanzmittel

für die Polizei – Presseerklärung
Null Toleranz gegenüber Gewalt. Das

gilt auch und gerade dann, wenn Polizis -
tinnen oder Polizisten angegriffen wer-
den. Aggressivem Verhalten muss wei-
terhin mit aller Konsequenz begegnen
werden. Deutschland ist Vizemeister des
europäischen Fußballs und in Sachsen-
Anhalt regiert die Gewalt gegen Polizei-
beamte. Im Verlaufe des Endspiels zur
Fußball-EM wurden im gesamten Bun-
desgebiet 50 Polizeibeamte verletzt, da-
von allein in Sachsen-Anhalt 26 Polizei-
beamte.

*Unter dieser Überschrift werden kurze
und prägnante Informationen aus den
letzten Wochen veröffentlicht.
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Halle-Peißen. Untersuchungs-
ausschuss, Personalratswahlen,
neue Polizeistruktur, Beförderun-
gen, Frühpensionierungs- und Per-
sonalentwicklungskonzept. Diese
Themen und Probleme die neben
anderen in der Polizei und damit in
der GdP Sachsen-Anhalt diskutiert
werden, kamen während der Sit-
zung des Landesbezirksvorstandes
(LBV) am 27. Juni 2008 zur Spra-
che.

Erst wenige Tage zuvor waren
der GdP-Landesvorsitzende Karsten
Schmidt und der Vorsitzende des
Hauptpersonalrates Jürgen Naatz vor
den Untersuchungsausschuss des Land-
tages, der sich mit der so genannten Poli-
zeiaffäre beschäftigt, geladen worden.
Karsten Schmidt berichtete darüber vor
dem Landesbezirksvorstand. Was hat
die GdP mit diesem Ausschuss zu tun?,
wird mancher fragen. Man erinnert sich:
Auf dem Höhepunkt der „Polizeiaffäre“
hatten Karsten Schmidt und Jürgen

Naatz mit drei betroffenen Polizeibeam-
ten aus Dessau und Vertretern des In-
nenministeriums Gespräche geführt. Sie
hatten dies in ihrer Eigenschaft als ge-
wählte Mitglieder des Polizeihauptper-
sonalrates (PHPR)
getan, um zu ver-
mitteln und weite-
ren Schaden von
der Landespolizei
abzuwenden. Über
diese vertraulichen
Gespräche sollten
sie im April vor
dem Untersu-
chungsausschuss
des Landtages aus-
sagen. Jürgen
Naatz und Karsten
Schmidt beriefen
sich auf die Schwei-
gepflicht der Perso-
nalratsmitglieder
nach § 10 PersVG
LSA und verwei-
gerten die Aussage.
Auch die Andro-
hung von Ord-
nungsgeldern durch den Ausschussvor-
sitzenden änderte an dieser Haltung
nichts. Da die GdP dieser Frage eine
grundsätzliche Bedeutung beimisst,
reichten die beiden Kollegen Beschwer-
de beim Landgericht Magdeburg ein.
Das Gericht lehnte die Beschwerde mit
der Begründung ab, Personalratsmit-
glieder hätten kein Zeugnisverweige-
rungsrecht, das Aufklärungsinteresse
des Landes sei höher zu bewerten als die
Schweigepflicht des Personalrates. Bei-
de Mitglieder des Polizeihauptpersonal-
rates mussten letzten Endes aussagen,
nachdem sie einen neuen Termin am 23.
Juni erhalten hatten. Zurück bleibt die
Frage, die Karsten Schmidt dann auch
formulierte: „Welchen Schutz haben
Personalvertretungen heute noch?“ Da
diese Frage die Personalratsarbeit
grundsätzlich betrifft, wird die Gerichts-
entscheidung in Abstimmung mit dem
GdP-Bundesvorstand geprüft. Eine Be-
schwerde beim Bundesverfassungsge-
richt könnte das Ergebnis dieser Prü-
fung sein.

Hundert Tage bleibt ein amerikani-
scher Präsident nach der Amtsübernah-
me von Kritik verschont. Hundert Tage
hatte auch der Fachausschuss Kriminal-
polizei der Polizeistrukturreform PSR

2007 gegeben, um „ins Laufen zu kom-
men“ und die ersten Dinge zu regeln.
Die Bilanz, die der Fachausschuss zog
und die Kritik, die die GdP öffentlich äu-
ßerte (Siehe DP, Sachsen-Anhalt, S. 2),

führten zu einer
„Funkstille“ zwi-
schen dem Innen-
ministerium auf
der einen und dem
GdP-Landesvor-
stand mit dem
PHPR auf der an-
deren Seite. Kar-
sten Schmidt be-
kräftigte das Recht
der GdP, diese Zu-
stände beim Na-
men zu nennen und
als Gewerkschaft
Kritik zu üben.

Ein hoffentlich
nur zeitweiliger
Stillstand bei den
Gesprächen mit
dem Innenministe-
rium (MI), außer
zu Auslandsmissio-

nen, zum Thema Personalentwicklungs-
konzept zu vermelden. Die GdP ist
trotzdem weiterhin bestrebt, mit dem
MI zu einer Vereinbarung zu kommen.
Inzwischen wurde bekannt, dass das Fi-
nanzministerium neue Personalabbau-
zahlen vorlegen will. „Außerdem war zu
hören,“ so Karsten Schmidt, dass der
schon herausgegebene Beförderungser-
lass wieder zurückgezogen wurde. Es
war versäumt worden, die gesetzlich
vorgeschriebenen Ernennungen in das
Budget mit einzurechnen. Bisher konnte
davon ausgegangen werden, dass die
Dienststellen ca. 50 Prozent der Beför-
derungsmöglichkeiten mit diesen Fi-
nanzmitteln nutzen konnten. Nun ist of-
fen, ob das so bleiben kann.

Zu den Verfahren, die zurzeit vor den
Verwaltungsgerichten laufen, haben die
Klagen zur Zahlung einer Verwen-
dungszulage bei ausgebliebenen Beför-
derungen und die zur amtsunabhängi-
gen Versorgung nach § 14 a Beamten-
versorgungsgesetz eine besondere Be-
deutung. Während es bei den § 14 a-Ver-
fahren keine neuen Entwicklungen gibt,
hat das Oberverwaltungsgericht in ei-
nem Fall der Klage zur Zahlung der Ver-
wendungszulage die Berufung abge-
lehnt.

Vielfältige Themen diskutiert
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Karsten Schmidt: „Welchen Schutz haben
Personalvertretungen heute noch?“
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Tarifvertrag
und Landesbesoldung

Wie Karsten Schmidt weiter mitteilte,
finden zurzeit im DGB Gespräche zur
Weiterführung des Tarifvertrags zur so-
zialen Absicherung statt. Der Vertrag
läuft noch bis zum Jahr 2009, dann wird
darüber entschieden, ob er verlängert
wird. „Die GdP,“ so Karsten Schmidt,
„plädiert in dieser Frage für ein Gespräch
mit dem Ministerpräsidenten, um recht-
zeitig zu wissen, welche Position er ein-
nimmt.“ Zusammen mit dem DGB hat
die GdP erste Vorgespräche zu einem
Landesbesoldungsgesetz geführt. Zu den
Planungen bemerkte Jürgen Naatz: „Das
Beamtenstatusgesetz ist am 19. Juni 2008
verkündet worden und wird am 1. April
2009 in Kraft treten. Jetzt sind die Länder
gefordert, die entsprechenden Landesge-
setze zu schaffen. Die ersten Informatio-
nen zum Landesbeamten- und zum Besol-
dungsgesetz liegen bereits vor.“

Ein Dauerthema der letzten Monate
war einen Tag vor der LBV-Sitzung zu
seinem Abschluss gekommen. Der Land-
tag Sachsen-Anhalt hatte ein Gesetzespa-
ket beschlossen, in dem auch das Früh-
pensionierungskonzept für die Polizei
enthalten ist. Nun wird dazu, so Karsten
Schmidt, im MI ein Erlass  zur Durchfüh-
rung in den Dienststellen erarbeitet. Die
GdP bietet dazu für ihre Mitglieder einen
besonderen Service an. Im Internet wer-
den Formulare zur Verfügung gestellt,
auf denen man sich die zukünftigen Vor-
sorgungsbezüge berechnen lassen kann.
Diese Dienstleistung liegt in den bewähr-
ten Händen von Sybille Staliwe aus der
Bezirksgruppe Süd. Sie hat die Berech-
nungsgrundlagen für beide Varianten, al-
so für die Altersteilzeit mit 88 Prozent
und für den Antragsruhestand schon fer-
tig gestellt.

Im nächsten Jahr, am 22. und 23. Okto-
ber 2009, wird der nächste Landesdele-
giertentag der GdP Sachsen-Anhalt statt-
finden. Aus verschiedenen Gründen sind
auf diesem Delegiertentag personelle
Veränderungen zu erwarten. Deshalb
schlägt Karsten Schmidt vor, eine Perso-
nalfindungskommission zu bilden, die aus
den Vorsitzenden der GdP-Bezirksgrup-
pen besteht. In den Sitzungen des Landes-
bezirksvorstandes sollen die Ergebnisse
vorgestellt werden.

In den Berichten aus den Bezirksgrup-
pen wurden zunächst die Informationen
über die Personalratswahlen in den neuen
Polizeidirektionen ausgeklammert. Die
Teilnehmer besprachen dies in einem ge-
sonderten Tagesordnungspunkt. Ein

Thema hoben alle Bezirksgruppenvorsit-
zenden einmütig positiv hervor: die GdP-
Handy-Aktion. Die Resonanz war ein-
fach großartig, von den Senioren, wo noch
einige Geräte zu übergeben sind, bis zu
den jungen Polizeibeamten bei der Lan-
desbereitschaftspo-
lizei. In diesem Zu-
sammenhang wies
Uwe Petermann im
Namen des Polizei-
sozialwerkes darauf
hin, dass nicht benö-
tigte Handys wieder
zurück gegeben
werden müssen, da
es noch Bedarf in
den Landesbezir-
ken gibt. Außerdem
erklärte er, dass zur-
zeit aus Kapazitäts-
gründen nicht mehr
als drei Partnerkar-
ten pro Mitglied
ausgegeben werden
und keine SMS in-
nerhalb der Benut-
zergruppe versandt
werden dürfen. Die
Notruffunktion ist jetzt auch bei nicht frei
geschalteten Handys aktiviert.

Unverkennbar hat die Handy-Aktion
nicht nur die Kommunikation sondern
auch das Zusammengehörigkeitsgefühl
der Mitglieder untereinander gestärkt.
Selbstverständlich gab es auch etliche An-
träge auf Mitgliedschaft und wie Lothar
Faßhauer, Vorsitzender der Bezirksgrup-
pe Süd berichtete, hat diese Aktion auch
dazu beigetragen, die neuen GdP-Struk-
turen schnell einzuführen.

Polizeistrukturreform
auf dem Prüfstand

Doch auch in den nun neuen Bezirks-
gruppen müssen Probleme bewältigt wer-
den, die schon vor ihrer Gründung be-
standen. So sorgt die neue Struktur, vor
allem in Norden, noch immer für Diskus-
sionen. Zu unterschiedlich sind die dienst-
lichen Aufgaben verteilt und das Personal
ist nicht dort, wo es gebraucht wird. Da
macht es keinen Unterschied, ob es sich
um kriminalpolizeiliche Ermittlungen
oder um die Verkehrsüberwachung han-
delt. Diskutiert wird auch über die ge-
planten Beförderungen und darüber, wie
die Mittel dafür verteilt werden. 

Viele befürchten, dass es wieder nur
der sprichwörtliche „Tropfen auf den
heißen Stein“ sein wird. Nach fast einem
halben Jahr „Wirkbetrieb“ wurde es

Zeit, um das wichtigste Projekt, mit dem
sich die Polizei Sachsen-Anhalts in der
letzten Zeit beschäftigte, auf den Prüf-
stand zu stellen. Die Mitglieder des
GdP-Landesvorstandes analysierten die
Polizeistrukturreform „PSR 2007“,

tauschten ihre Er-
fahrungen aus und
hielten sich auch
mit kritischen Äu-
ßerungen nicht zu-
rück. 

Zunächst ging
Karsten Schmidt
noch einmal auf
den Wirbel ein, 
den die Kritik 
des Fachausschus-
ses Kriminalpolizei
im Innenministeri-
um hervorgerufen
hatte. Anfangs
herr sch te große
Aufregung, vor al-
lem beim Staatsse-
kretär. Sie legte
sich aber relativ
schnell, als die Po-
litiker bemerkten,

dass die Mitglieder des Fachausschusses
für jeden Kritikpunkt mehrere Beispiele
parat hatten. 

„Manchen geht es richtig gut, andere
gehen Wasser saufen!“ Mit diesen dras -
tischen Worten beschrieb Holger Jung-
klaus von der Bezirksgruppe Süd die Si-
tuation im Bereich Zentrale Kriminali-
tätsbekämpfung seiner Polizeidirektion
(PD). Er meinte die Diskrepanz zwi-
schen dem Bestand an Ermittlungsvor-
gängen zwischen dem Sachgebiet 33 (Ei-
gentum/Betrug) und dem Fachkommis-
sariat 5 (Staatsschutz). „Der Personal-
aufwuchs in diesem Bereich steht in kei-
nem Verhältnis zu den Vorgangszah-
len,“ so Holger Jungklaus weiter. „Per-
sonalmangel wird dagegen in bestimm-
ten Bereichen behoben, indem die Ar-
beitszeitverordnung vom Vorgesetzten
ausgehebelt wird,“ erläuterte er. Als
Beispiel nannte er die Diensthundfüh-
rergruppe der Polizeidirektion Süd, die
aus Personalmangel nicht mehr in der
Lage ist, den Schichtdienst abzudecken.
Die Kollegen werden statt dessen nach
der Dienstzeit in Bereitschaft versetzt.
Während dieser Bereitschaft, also in den
Abend-und Nachtstunden fallen dann
drei bis sechs Einsätze an. Somit fällt
Mehrarbeit, in Form von Überstunden
an, für die auch ein tolles neues Wort ge-
prägt wurde: „Aktivdienstanteil.“

LANDESJOURNALSachsen-Anhalt
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Holger Jungklaus: „Manchen geht es rich-
tig gut, andere gehen Wasser saufen!“

Fortsetzung auf Seite 4
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Von weiteren Mängeln in der Struk-
tur der Informationstechnik (IT) und
bei der Unterbringung der mit der Re-
form neu geschaffenen Dienststellen be-
richteten andere Kollegen. So strebt das
Innenministerium bei der IT-Netzstruk-
tur eine Zentralisierung an. Dem steht
die dezentrale Dienststellenstruktur mit
der starken Ausrichtung auf die Polizei-
reviere als Folge der PSR 2007 entgegen.
Es ist noch offen, wie hier eine Lösung
gefunden werden kann.

In Magdeburg und Halle bereiten die
Liegenschaften große Probleme. Ein zu-
nächst für die PD Sachsen-Anhalt Nord
gedachtes Objekt erwies sich inzwischen
wegen großer Bauschäden als nicht
nutzbar. Ein geeignetes Gebäude wird
weiter gesucht. Im Saalekreis liegen das
Revierkommissariat nördlicher Saale-
kreis und das Polizeirevier Saalekreis
sehr weit auseinander, die polizeiliche
Arbeit ist durch die ungenügende Ver-
kehrsverbindung beeinträchtigt. Auch
hier ist keine Lösung in Sicht. Karsten
Schmidt wies auf den Zusammenhang
zwischen Personal und Polizeistruktur
hin: „Voraussetzung für den Bestand
der Polizeistruktur sind stabile Perso-
nalverhältnisse und Einstellungszahlen.
Kontraproduktiv ist es da, wenn der Fi-

nanzminister das Polizeipersonal bis auf
5300 Beschäftigte abbauen will.“

Ein gesonderter Tagesordnungs-
punkt beschäftigte sich mit den Ergeb-
nissen der Personalratswahlen. Wie be-
reits in der Juliausgabe gemeldet, konn-
te die GdP ihre Position ausbauen und
verbessern. In der PD Sachsen-Anhalt

Ost gelang es den GdP-Kandidaten nach
langer Zeit wieder, die Mehrheit zu er-
reichen. Nicht nur im Stufenpersonalrat,
sondern auch in den örtlichen Personal-
räten stellt die GdP nun den Vorsitzen-
den. Bernd Dudka, Vorsitzender der
Bezirksgruppe PD Sachsen-Anhalt Ost
und neuer Vorsitzender des dortigen
Stufenpersonalrates führte den Erfolg
auf die gute Organisation, die die Brief-
wahl mit einschloss und vor allem auf die
gute Gewerkschaftsarbeit der GdP zu-
rück. Wie in Dessau war auch in Halle
die gute Wahlbeteiligung der Schlüssel
zum GdP-Erfolg. Neben der „fliegenden
Wahlurne“ spielte dabei das schon tradi-
tionelle Wahlcafé eine große Rolle.
Karsten Schmidt gratulierte den Be-
zirksgruppen zu den guten Wahlergeb-
nissen, forderte aber auch alle auf,  bei
Personalratswahlen noch mehr Ge-
schlossenheit zu zeigen.

Lothar Jeschke

LANDESJOURNAL Sachsen-Anhalt
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Fortsetzung von Seite 3

Bernd Dudka erläuterte die erfolgreiche Ar-
beit seiner Bezirksgruppe zu den Personal-
ratswahlen in der Polizeidirektion Sachsen-
Anhalt Ost.

SENIORENGRUPPE

Organisationsänderung in Magdeburg
Liebe Kolleginnen und Kollegen im

Ruhestand,
mit der Kreisgebietsreform und der da-
durch erforderlich gewordenen Polizei-
strukturreform hat sich auch der Landes-
bezirk der Gewerkschaft der Polizei den
neuen Strukturen in der Polizei anpassen
müssen. Die Bezirksgruppe Magdeburg
hat sich aufgelöst und es sind mehrere
Kreisgruppen entstanden. Die Seniorin-
nen und Senioren der ehemaligen Be-
zirksgruppe Magdeburg sind der Kreis-
gruppe PD Nord-Haus zugeordnet wor-
den. Hier sollen auch künftig die Senio-
ren der anderen Kreisgruppen des neuen
Polizeireviers Magdeburg ihre Heimstatt
finden.

Ansprechpartner sind 
als Vorsitzender der Kreisgruppe PD

Nord-Haus:

Kollege Peter Schwendig
Tel.: 03 91/5 46 17 62
GdP-Phone: 0 15 77/4 43 90 21
als Vorsitzender der Seniorengruppe 
Kollege Wolfgang Jung
Tel.: 03 91/5 62 02 89
Mobil: 01 79/1 17 62 92 
GdP-Phone: 0 15 77/4 43 91 00
E-Mail: wolfgang.jung@mdcc-fun.de
Diese Kollegen können bei anstehen-

den Fragen und Problemen konsultiert
werden.

GdP-Handys
Zur Verteilung der GdP-Handys

möchten sich alle interessierten Seniorin-
nen und Senioren an den Kollegen Wolf-
gang Jung wenden, der die Telefone für
die Seniorengruppe zur Verteilung in
Empfang genommen hat. Hier können
die Modalitäten der Übergabe der Han -

dys abgesprochen werden. Die Kollegen,
die kein Telefon haben möchten, sollten
sich ebenfalls melden, damit diese Geräte
dann anderweitig eingesetzt werden kön-
nen.

Ich möchte an alle Kolleginnen und
Kollegen appellieren, sich bis spätestens
15. August zu melden. Diese Aktion wird
dann unwiderruflich beendet.

In der Zeitschrift der GdP „Deutsche
Polizei“ Heft 7/2008 und in der dazuge-
hörenden Beilage PSW-Journal können
sich interessierte Seniorinnen und Senio-
ren zu diesem Thema weiter  informie-
ren.

Ich wünsche allen Seniorinnen und Se-
nioren eine schöne Zeit.

Wolfgang Jung
Vorsitzender Seniorengruppe

PD Nord-Haus
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Mitte Juni unterzeichneten die
Verantwortlichen des Landesbezir-
kes mit der ALLRECHT Rechts-
schutzversicherung AG einen Ver-
trag, der ein spezielles Angebot für
GdP-Mitglieder aus Sachsen-Anhalt
für eine Rechtsschutzversicherung
beinhaltet.

Diese Rechtsschutzversicherung wird
als Ergänzung zu den Leistungen der
GdP angeboten und beinhaltet nur
Leistungen, die nicht im GdP-Beitrag
enthalten sind. Damit brauchen GdP-
Mitglieder Leistungen nicht doppelt be-
zahlen.

Die ALLRECHT Rechtsschutzversi-
cherung AG wurde im Frühjahr 1974 
aus der Taufe gehoben und ist eine Toch-
ter der SIGNAL-IDUNA-Gruppe mit
Hauptsitz in Dortmund und Hamburg. 

Als Partner für den öffentlichen

Dienst bietet die ALLRECHT Rechts-
schutzversicherung ein Rechtsschutz-
Spezialprogramm zu absolut günstigen
Konditionen exklusiv für GdP-Mitglie-
der für den Privatbereich, im Beruf und
im Verkehrsbereich.

Mit ALLRECHT.....Recht behalten
Jeder will zu seinem Recht kommen,

im Privatleben, im Beruf und als Ver-
kehrsteilnehmer. Recht haben und Recht
behalten ist aber bekanntlich zweierlei.
Das beweisen die unzähligen Prozesse, in
denen die Gerichte erst über „das gute
Recht“ des Einzelnen entscheiden müs-
sen.

Ein Rechtsstreit ist teuer!
Er kostet außer Zeit und Nerven vor

allem Geld, Geld für Rechtsanwälte, Ge-
richte, Zeugen, Sachverständige, Ge-
richtsvollzieherkosten und, und, und.
Das sind Ausgaben, die wirtschaftlich
verkraftet werden müssen.

Mit ALLRECHT ist das kein Pro-

blem. ALLRECHT schützt in Rechts-
streitigkeiten und sorgt dafür, dass du mit
Unterstützung qualifizierter Rechtsan-
wälte dein gutes Recht durchsetzen, un-
berechtigte Ansprüche anderer abweh-
ren und dich verteidigen kannst. Und
zwar – auf Kosten von ALLRECHT.

Der besonderer Service
sind maßgeschneiderte Rechtsschutz-

versicherungen als Ergänzung zu den
Leistungen der GdP. Du musst nur die
Leistungen absichern, die die GdP nicht
für dich bereithält! Über das neue Rah-
menabkommen zwischen der ALL-
RECHT und dem GdP-Landesbezirk
stehen Spitzenleistungen zu Top-Kondi-
tionen bereit.

Triff heute Vorsorge, dann bist du
morgen mit ALLRECHT der Stärkere!

Weitere Informationen über alle
Kreis- und Bezirksgruppen, das Landes-
büro und unter www.gdp-sachsen-
anhalt.de up

Rechtsschutz-Spezial für GdP-Mitglieder

LANDESJOURNALSachsen-Anhalt

GdP-FÖRDERVEREIN

GdP-BEITRÄGE3. GdP-Bowlingturnier
Am 27. September 2008 veranstaltet

die GdP gemeinsam mit dem Förderver-
ein der Gewerkschaft der Polizei das 3.
GdP-Bowling-Wanderpokal-Turnier des
Landes Sachsen-Anhalt in der Bowling
Star Freizeit und Sport GmbH, Delitz-
scher Str. 63 a in 06112 Halle.

Alle Bezirksgruppen können sich mit
einer gemischten Mannschaft und einer
Seniorenmannschaft (je sechs Teilneh-
mer und einem Ersatzspieler) am Turnier
beteiligen. Betreuer durch die Bezirks-
gruppen sind eingeplant. Sofern noch
freie Bahnen vorhanden sind, können
weitere Mannschaften am Turnier teil-
nehmen. Bei Teilnahme von Kindern bit-
ten wir diese gesondert anzumelden,
möglichst mit Altersangabe. Die Veran-
staltung beginnt um 14 Uhr und endet mit
einem gemeinsamen Abendessen. Die
Kosten für das Turnier, Bahnen, Schuhe
und Abendessen werden übernommen.
Getränke und Reisekosten werden nicht
übernommen.

Ausgelobt werden die drei besten
Mannschaften, sowie die beste Mann-
schaft der Senioren. Der beste Teilneh-
mer und die beste Teilnehmerin, sowie
der beste Senior und die beste Seniorin.
Um allen Mannschaften die gleichen

Chancen einzuräumen, bitten wir auf die
Benutzung privater Bowlingartikel zu
verzichten.

Die namentliche Meldung der Teil-
nehmer und des Betreuungsteams sollte
bis 12. September 2008 erfolgen.

Ablauf: Das Bowlingcenter steht uns
ab 13 Uhr zur Verfügung. Die Anreise
sollte bis spätestens 13.30 Uhr erfolgen.
Der Mannschaftsführer meldet die
Mannschaft beim Organisationsteam an.
Die Auslosung der Bahnen erfolgt gegen
13.40 Uhr. Beginn des Wettkampfes um
14 Uhr bis ca. 16.30 Uhr. Ab 17 Uhr er-
folgt die Siegerehrung, danach endet die
Veranstaltung mit einem gemeinsamen
Abendessen.

Die Anreise ab Magdeburg organisiert
der Kollege Jürgen Lorenz (LBP), bitte
weitere Absprachen mit ihm treffen
(Tel.: 0 15 77/4 44 05 10 / Tel.: 03 91/
8 10 20 16).

Absprachen zur Bereitstellung von
Verpflegung bei Anreise ist in Arbeit. 

Verantwortliche für das Bowlingtur-
nier:
Carla Thielecke Tel.: 0 15 77/4 44 07 89,
Vera Ruppricht Tel.: 0 15 77/4 44 05 06

Am 1. Juli dieses Jahres wurden die
Renten um 1,1 Prozent erhöht. Somit
werden gemäß den Bundeskongressbe-
schlüssen auch die Beiträge angepasst.
Zu Fragen der Beitragshöhe und zu den
Anpassungen können sich alle Mitglieder
gern an das Landesbüro bzw. an die Lan-
deskassiererin wenden.

Weiterhin möchten wir an dieser Stelle
nochmals darauf aufmerksam machen,
dass Veränderungen an das Landesbüro
gemeldet werden können. Vom GdP-
Phone kostenlos zu erreichen unter Tel.:
03 91/6 11 60 10. Die Veränderungsmel-
dungen können auch über die Vertrau-
ensleute oder die Vorstände der Bezirks-
gruppen erfolgen. VR

Seminare für GdP-Personalräte
22.-24. 9. 2008 – Einführung in das

PersVG LSA
27.-29. 10. 2008 – Aufbauseminar

PersVG.
Die Anmeldungen für die kosten-

pflichtigen Seminare erfolgen über das
Landesbüro. Die Kosten übernimmt in
der Regel die Dienststelle.

SEMINARE
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...Sachsen?

Die Besoldung der Polizeivollzugsbe-
amten im Freistaat Sachsen entspricht in
den Besoldungsgruppen bis A 9 (ein-
schließlich A 9 Z) 100 Prozent der ver-
gleichbaren Vergütung des Bundesbesol-
dungsgesetzes (Stand: 1. Januar 2008).
Für die Besoldungsgruppen ab A 10 gilt
weiterhin 92,5 von Hundert. Hier ist die
Angleichung auf 100 Prozent ab 1. Januar
2010 durch den Gesetzgeber beschlossen.
Derzeitig werden im Einvernehmen mit
dem Sächsischen Staatsministerium für
Finanzen Musterklagen zu der Frage ge-
führt, ob das Abstandsgebot und eine
amtsangemessene Besoldung und Ver-
sorgung für die Beamten ab der Besol-
dungsgruppe A 10 seit dem 1. Januar
2008 tatsächlich noch gegeben ist. Mit
Wirkung vom 1. Mai 2008 gab es eine li-
neare Erhöhung der Besoldung für die
Beamten bis zur Besoldungsgruppe A 9
(einschließlich A 9 Z) um 2,9 Prozent.
Diese Erhöhung wird für den Besol-
dungsbereich ab A 10 erst zum 1. Septem-
ber 2008 vorgenommen.

Eine gekürzte Sonderzahlung wird seit
2004 abgestuft in Form einer Pauschal-
summe (brutto) ohne Dynamisierung
und sonstige Berücksichtigungen (z. B.
Kinder) für den mittleren Dienst in Höhe
von 1025 Euro, für den gehobenen Dienst
in Höhe von 1200 Euro sowie für den hö-
heren Dienst bis A 16 in Höhe von 1500
Euro jährlich (1. Dezember) gezahlt. An-
wärterinnen und Anwärter erhalten 350
Euro. Zusätzlich ist seit diesem Zeit-
punkt das Urlaubsgeld komplett gestri-
chen worden. Aus den eingesparten Gel-
dern wird ein Bruchteil für Leistungsprä-
mien in Höhe von ca. 1 Million Euro für
das Jahr 2008 (Stand 1. Juli 2008) zur Ver-
fügung gestellt. Leistungsstufen werden
im Polizeibereich derzeitig nicht gezahlt.
Zurzeit ist nicht absehbar, welchen Weg
der Freistaat Sachsen nach Übertragung
der Eigenständigkeit (Föderalismusre-
form) bezüglich der Besoldung und Ver-
sorgung der Beamten zukünftig einschla-
gen wird. 

Torsten Scheller

Welche Besoldung gilt in…
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...Sachsen-Anhalt?

Gegen die entschiedene Kritik zahlrei-
cher Sachverständiger und der GdP wurde
im Zuge der Föderalismusreform u. a.
auch die ausschließliche Gesetzgebungs-
kompetenz für das Dienst-, Besoldungs-
und Versorgungsrecht der Landes- und
Kommunalbeamten auf die Länder über-
tragen. 

Grundlage bildet das Beamtenstatusge-
setz, dies legt künftig die Grundstrukturen
für eine bundeseinheitliche Anwendung
des Statusrechts der Beamtinnen und Be-
amten fest. Das Beamtenstatusgesetz ist
am 19. Juni 2008 verkündet worden und
wird am 1. April 2009 in Kraft treten. 

Der Landtag beschloss am 12. Juli 2007
Einkommensverbesserungen für Beamte.
Damit wurde ein Teil des Tarifergebnisses
auf Beamte übertragen und die Anglei-
chung an die Westgehälter gesetzlich gere-
gelt. Das Gesetz sah im August 2007 eine
Einmalzahlung in Höhe von 620 Euro (für
Versorgungsempfänger entsprechend ih-
res jeweiligen Ruhegehaltsatzes; Anwär-
ter 310 Euro) und eine lineare Anhebung
der Bezüge für alle Besoldungsgruppen in
Höhe von 2,9 Prozent zum 1. Mai 2008 vor.
Im Übrigen stellt das Gesetz klar, dass die
Ost-West-Angleichung auf 100 Prozent
zum 1. Januar 2008 für die Besoldungs-
gruppen bis A 9 und zum 1. Januar 2010
für die übrigen Besoldungsgruppen ohne
weitere Zwischenschritte vorgenommen
wird. 

Die GdP sieht das Gesetz als Ergebnis
gewerkschaftlichen Kampfes, denn noch
am 23. Januar 2007 hatte sich der Minister-
präsident sehr negativ über die Verbesse-
rung der Besoldung geäußert. Allerdings
ist damit das Problem der Sonderzahlun-
gen immer noch nicht geregelt. Damit
bleibt Sachsen-Anhalt, neben Niedersach-
sen, das einzige Bundesland, das keine
Sonderzahlungen gewährt.

Am 18. Juni 2008 trafen sich DGB,
ver.di, GEW und GdP mit dem zuständi-
gen Referenten aus dem Finanzministeri-
um, um über die Eckpunkte des neuen
Landesbesoldungsgesetzes zu reden. Das
Gesetz soll im Januar 2010 in Kraft treten. 

Uwe Petermann

...Thüringen?

Durch das Gesetz zur Änderung des
Grundgesetzes vom 26. August 2006
(BGBl. I S. 2034) wurde die konkurrie-
rende Gesetzgebungskompetenz des
Bundes für die Besoldung und Versor-
gung der Landesbeamten aufgehoben.
Die bisherige Regelung des Besoldungs-
rechts durch den Bund, insbesondere zu
den Besoldungs- und Versorgungsanpas-
sungen, entfällt.

Das in Thüringen geltende Besol-
dungsrecht ist derzeit im Bundesbesol-
dungsgesetz, im Thüringer Besoldungs-
gesetz, im Thüringer Sonderzahlungsge-
setz und im Gesetz über vermögenswirk-
same Leistungen geregelt. Hinzu kom-
men verschiedene Rechtsverordnungen
der Bundesregierung und der Landesre-
gierung. Diese Vielfalt konnte von den
betroffenen Beamten nicht immer durch-
schaut werden und bot deshalb keine
Rechtssicherheit. Mit dem neuen Thürin-
ger Besoldungsgesetz macht das Land
von seiner Regelungsbefugnis Gebrauch. 

Sämtliche vier bisher das Besoldungs-
recht regelnde Gesetze wurden zu einem
neuen Thüringer Besoldungsgesetz zu-
sammengefasst. Das Thüringer Sonder-
zahlungsgesetz entfällt vollständig, die
Dienstbezüge werden stattdessen um die
jeweiligen Vomhundertsätze der Sonder-
zahlung erhöht. Die zum 1. Mai 2008 in
Kraft getretene Tariferhöhung um 2,9
Prozent wurde zwei Monate später zum
1. Juli inhaltsgleich auf die Beamten
übertragen. Die Besoldungserhöhung
soll, unabhängig von der ab 1. Januar
2008 vorzunehmenden Anpassung der
Osteinkommen an die Westeinkommen,
für alle Beamten bis einschließlich Besol-
dungsgruppe A 9 erfolgen.

Berücksichtigt wurden auch die
Rechtsprechungen des Bundesverfas-
sungsgerichts, hier insbesondere die Be-
soldung von Beamten mit drei und mehr
Kindern und die Ruhegehaltfähigkeit der
Dienstbezüge aus dem letzten Amt. Des-
halb wird der Familienzuschlag ab dem
dritten Kind um 50 Euro erhöht.

Monika Pape
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Aufgrund der Gemeindegebietsre-
form musste auch eine Polizeistrukturre-
form her – aber wer wollte sie so? Viele
Projektgruppen wurden gegründet und
nahmen ihre Arbeit sicher sehr ernst,
Zahlen spielten keine geringe Rolle.
Dennoch, in Thüringen trat der Innenmi-
nister wegen selbiger oder einer ähnli-
chen Reform zurück, obwohl eher einer
seiner Berater oder mehrere den Stuhl
hätten räumen sollen. Aber in Sachsen-
Anhalt ticken die Uhren anders, oder irrt
sich der Betrachter? Nach sechs Monaten
hat keiner keine Personalsorgen. Und
jetzt kommt noch ein Altersteilzeitmo-
dell bzw. eine Sofortruhestandsregelung
ab 55 zur Anwendung, was sich viele Kol-
leginnen und Kollegen sehnlichst wün-
schen. Der Grund dafür liegt sehr nahe:
Stress, Unzufriedenheit trotz familien-
freundlicher Arbeitszeiten, Beförde-
rungsstau und immer mehr Arbeit, die
auf weniger Kolleginnen und Kollegen
verteilt wird. Ständige Gespräche zur
Motivation sind an der Tagesordnung.
Dienstplanänderungen mit dem Grund
„krank ohne Krankenschein“, also eine
kurzfristige Mehrbelastung. Kurzfristige
Einsätze fordern zudem ihren Tribut. Die
Familie kommt, wie so oft, nicht zu dem,
was familienfreundlich oder -fördernd
wäre. Also auch hier Stress ohne Ende.
Aber „Gott sei Dank“ oder „so wahr mir
Gott helfe“ haben die Kolleginnen und
Kollegen bis A 9 wenigstens nach 19 Jah-
ren schon 100 Prozent. 

Zum Thema Personalabbau bei der
Polizei und bei den Lehrern hat zualler-
erst die Politik versagt, indem sie der Ab-
wanderungswelle nichts entgegenzuset-
zen hatte. Das löffeln wir heute durch
drastische Sparmaßnahmen und unver-
tretbaren Personalabbau aus. Doch da-
mit nicht genug. Da Protestmärsche und
Streiks nichts gebracht haben, wird noch
drastischer beim Personal gespart und
die Sicherheit der Bevölkerung und unse-
re eigene bleiben auf der Strecke. So geht
das mit uns nicht zu machen. Vielleicht
sollte das Kabinett reduziert werden, um
Gelder zu sparen.

Erschreckend ist die Zahl derer, die im
Eingangsamt A 7, A 9 und A 13 Ewigkei-
ten auf eine Beförderung warten und
sehr gute Arbeit leisten. Hut ab, dass sie
trotz Herzinfarkten und hohen Alters im-
mer noch arbeiten wollen, oder müssen?
Weil die Familien eventuell kein Geld
haben! Zur Anerkennung der Ruhege-

haltsfähigkeit sollte man nicht nur im Be-
reich B 5, B 3, A 16 sondern auch im Be-
reich A 7, A 9, A 13, im Eingangsamt so-
wie A 8 und A 10 befördern. 

Mit welchem Ziel aber wurden Orga-
nisationseinheiten nur mit einer Führung
bestehend aus je einmal A 13 und zwei-
mal A 12, wie zum Beispiel dem Revier-
verkehrsdienst, versehen? Ohne die mitt-
lere Führungsebene, sprich Dienstgrup-
penleiter und Sachbearbeiter Einsatz im
gehobenen oder im mittleren Dienst?
Ohne diese mittlere Führungsebene ist
die Aufsicht und Führung, Planung und
der ständige soziale Aspekt, das kollegia-
le Miteinander, das „Wie-gehen-wir-mit-
einander-um?“, die ständige Arbeitsana-
lyse, Schulung, Aus- und Fortbildung,
nicht mehr da und kann aus einem Poli-
zeirevier nicht abgefangen werden. Die
Personaldecke bringt bei Verschiebung
nur neue Löcher. Einzig das Eingeständ-
nis eines Fehlers wahrt das Gesicht, aber
nicht erst, wenn nichts mehr geht. 

Als ich vor etlichen Jahren den (Alt-)
Bundeskanzler Helmut Kohl von der da-
maligen Verkehrspolizeischule „Hans
Beimler“, dem jetzigen TPA, in Magde-
burg-Rothensee abholte und lotsen soll-
te, war es sein kurzfristiger Wunsch, sei-

nen Sicherheitsbeamten aussteigen und
mich einsteigen zu lassen. Aber statt zum
Zielort direkt, die Protokollstrecke war
von meinen Kolleginnen und Kollegen
schon lange vorher besetzt, wünschte er
sich, das Stadtzentrum zu besichtigen.
Also fuhren wir allein ins Zentrum. Wir
beide stiegen aus und gingen ca. 20 Minu-
ten ganz allein, entgegen jeglicher Pla-
nung, wie Vater und Sohn vom damali-
gen Centrum-Warenhaus über den Alten
Markt, am Rathaus vorbei und fuhren
dann zum Zielobjekt. 

Es ist alles möglich, man muss es nur
wollen, eben offen und ehrlich. Ohne
Helmut Kohl gäbe es keine Polizeistruk-
turänderung und keine „Reform“. Doch
mit ihm hätte ich gern das versprochene
Bier getrunken. Ich gebe die Hoffnung
nicht auf, dass unter Einbeziehung aller
Personalräte und den in ihnen vertrete-
nen Gewerkschaften eine tragbare Lö-
sung für alle Beschäftigten bei der Polizei
und alle Polizeibeamten gefunden und
herbeigeführt werden kann. Rückgrat,
Ehrlichkeit, Anstand, Achtung des Ge-
genübers und persönliches Engagement
in jeder „A“- und „B“-Vergütung sind
Voraussetzung.

Heiner–Frank Schmidt 

Polizeistrukturreform – von wem, für wen?
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MEINUNG

SACHSEN-ANHALT-TAG

Vom 13. bis zum 15. Juni 2008 feierte
Sachsen- Anhalt den 12. Sachsen-Anhalt-
Tag und war in Merseburg zu Gast.

Wie bereits in bewährter Form waren
wir wieder auf dem Sachsen-Anhalt Tag
präsent. Mit dem GdP-Werbebus infor-
mierten wir über die Arbeit der Polizei
und über die Initiativen unserer Gewerk-
schaft.

Unser Stand war viel umlagert, Bürger
suchten die Gespräche mit den Kollegin-
nen und Kollegen die diesen Stand be-
treuten. Von Bürgern gab es etliche kriti-
sche Anmerkungen zu Themen der Poli-
zei, viele haben kein Verständnis für die
hohen Abbauzahlen in der Polizei, da
heute bereits Polizeipräsenz fehlt.

Der GdP-Stand wurde von vielen Kol-
leginnen und Kollegen besucht und bei
einer Tasse Kaffe konnten Informatio-
nen ausgetauscht werden.

Merseburg hat bezaubert

Blick in den GdP-Stand auf dem diesjähri-
gen Sachsen-Anhalt-Tag.
GdP-Landesvorsitzender Karsten Schmidt
besucht die nette „Verkäuferin“ Vera
Ruppricht.

Text und Foto: Vera Ruppricht
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DIE GdP GRATULIERT

PK’in A 9 g. D. aus NRW sucht

Tauschpartner
aus Sachsen-Anhalt. Erreichbar unter

01 73/5 21 92 62 oder per Mail jana2307@ad.de

GdP-PHONE

Muldenstein, Freitag, 6. Juni
2008, gegen 3.00 Uhr im Landkreis
Anhalt-Bitterfeld.

Notruf eines wachsamen Bürgers über
die Auslösung einer Alarmanlage, im Be-
reich einer ortsansässigen Drogerie-
markt-Filiale.

Es handelt sich um eine bekannte Dro-
geriekette in der Bundesrepublik
Deutschland mit einem dichten Filialnetz
im Landkreis Anhalt-Bitterfeld, die
mehrfach von zahlreichen Einbruchs-
diebstählen im Mai und Juni betroffen
war. Nach dem Eintreffen von zahlrei-
chen Funkstreifenwagen, wurde der Dro-
geriemarkt umstellt. 

Und dann, wie so oft: Der 2-m-Funk
fällt aus. Ob aus technischen Gründen,
schwachem Akku oder einfach Alters-
schwachheit, wir wissen es nicht. Aber,
was wir wissen, alle eingesetzten Polizei-
beamten hatten ein GdP-Handy dabei.
Und so konnte eine stabile Telefonkon-
ferenz mit dem Dienstgruppenleiter und

allen am Einsatz beteiligten Polizeibeam-
ten hergestellt werden. 

Auf der Flucht wurde (nur gut) keiner
erschossen, aber zwei polizeilich bekann-
te Tatverdächtige auf der Flucht gestellt.
Bei ihnen wurde Diebesgut gefunden, die
Beweislage ist erdrückend und eindeutig. 

Ein Dank von allen Kollegen für das
GdP-Handy, denn nur so war der Erfolg
gesichert und die Eigensicherung zu je-
der Zeit gewährleistet.

Ein treffendes Beispiel dafür, dass
GdP-Initiativen Basisarbeit sind und sich
die Effektivität direkt messen lässt. 

Volker Kaatz

Einsatzerfolg mit GdP-Handy

REDAKTIONSSCHLUSS
Redaktionsschluss für die Ausgabe 

10/2008 ist am 
Freitag, 5. September 2008.
Für die Ausgabe 9/2008 ist Redakti-

onsschluss am
Freitag, 1. August 2008.

Die Landesredaktion

Anzeige


